
 

Kreisblatt 
 

Amtsblatt des Kreises Lippe  
und seiner Städte und Gemeinden 
 
 

Nr. 27 – 11. Mai 2015 

 

Inhalt 
Kreis Lippe 

176 4. Sitzung des 9. Beirats bei der unteren Landschaftsbehörde des 
Kreises Lippe 

 
Stadt Bad Salzuflen 

177 130. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) der Stadt Bad Sal-
zuflen für den Bereich „Walhalla“, Ortsteil Schötmar - Genehmigung 
und Wirksamwerden  

178 Bebauungsplanes Nr. 0250 V „Wohnbebauung Walhalla“, Ortsteil 
Schötmar 
- Behandlung der vorgebrachten Stellungnahmen 
- Beschluss der vereinfachten Änderung des Planentwurfs 
- Satzungsbeschluss 

179 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0901 „Stubensiek“, Ortsteil 
Retzen  
- Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
- Beschluss der öffentlichen Auslegung 

180 Bebauungsplan Nr. 0151 „Parkstraße,  
mittlerer Teil“, Ortsteil Bad Salzuflen 
- Aufstellungsbeschluss 

 

Stadt Blomberg 

181 Jahresabschluss des Eigenbetriebes Stadtforst Blomberg zum 
30.09.2014 

 
 

Gemeinde Extertal 

182 Bebauungsplan Nr. 07/06 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für 
das Gebiet „Biogasanlage Königsgrund“ / 43. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes im Parallelverfahren;  

 
Stadt Horn-Bad Meinberg 

183 Herstellung von betriebsfertigen Abwasserleitungen 
184 Ersatzbestimmung eines Vertreters gemäß § 45 Kommunalwahlgesetz 

für den Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
Stadt Lage 

185 Aufstellung der 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans G 
335 „Biogasanlage Iggenhausen“ und 82. Änderung des Flächennut-
zungsplans im OT Pottenhausen der Stadt Lage 

 
Blomberger Versorgungsbetriebe 

186 Bekanntmachung 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



330 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 

Kreis Lippe 
 
176 4. Sitzung des 9. Beirats bei der unteren Land-

schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 4. Sitzung des 9. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 

Dienstag, den 02.06.2015, um 15.30 Uhr 
 
im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 

Raum 404 (Ebene 4) 
 
statt. 
 
Evtl. Zusätze: 
 
 
 
 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungs-
termin am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
 
Detmold, 28.04.2015 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Siegmund Gedeon 

Kr.Bl.Lippe 11.05.2015 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
177 130. Änderung des Flächennutzungsplanes 

(FNP) der Stadt Bad Salzuflen für den Bereich 
„Walhalla“, Ortsteil Schötmar - Genehmigung 
und Wirksamwerden 

 
Die vom Rat der Stadt Bad Salzuflen am 04.03.2015 be-
schlossene 130. Änderung des FNP für den Bereich „Wal-
halla“, Ortsteil Schötmar, ist der Bezirksregierung Detmold 
am 16.03.2015 gemäß § 6 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
zur Genehmigung vorgelegt worden. Die Bezirksregierung 
Detmold hat mit Verfügung vom 22.04.2015, Az.35.21.10-
502/S.259  die 130. Änderung des FNP genehmigt.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wird die Genehmigung der Be-
zirksregierung Detmold vom 22.04.2015 hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 130. Änderung des 
FNP in Kraft. 
 
Lage und Umfang der Änderung sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
 
Die genehmigte 130. Änderung des FNP wird mit der Be-
gründung, dem Umweltbericht und der zusammenfassen-
den Erklärung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB im Fachdienst 
Stadtplanung und Umwelt im Rathaus der Stadt Bad 
Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 19, 6. Obergeschoss, 
Zimmer 6.2 während der allgemeinen Dienststunden auf 
Dauer zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den 
Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 
 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,  

 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit der Inkraftsetzung des Flächennutzungsplanes 
schriftlich gegenüber der Stadt Bad Salzuflen geltend ge-
macht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist darzulegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen einen Flächennutzungsplan nach Ablauf 
eines Jahres seit seiner Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b) der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 

öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den    28.04.2015     
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 11.05.2015 
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178 Bebauungsplanes Nr. 0250 V „Wohnbebauung 

Walhalla“, Ortsteil Schötmar 
 - Behandlung der vorgebrachten Stellungnah-

men 
 - Beschluss der vereinfachten Änderung des 

Planentwurfs 
 - Satzungsbeschluss 
 

Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen vom 
04.03.2015 

 
1. Über die während der frühzeitigen Behörden- und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung zum Vorentwurf des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes Nr. 0250 V "Wohnbebauung 
Walhalla", Ortsteil Schötmar vorgebrachten Stellungnah-
men wird vom Rat der Stadt gemäß den enthaltenen Be-
schlussvorschlägen abschließend entschieden. 
Über die während der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteili-
gung vorgebrachten Stellungnahmen wird gemäß den ent-
haltenen Beschlussvorschlägen entschieden. 
 
2. Die vereinfachte Änderung des Planentwurfs nach der 
öffentlichen Auslegung wird gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 
Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
 
3. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 0250 V 
"Wohnbebauung Walhalla", Ortsteil Schötmar, in der Fas-
sung vom 16.02.2015 wird gemäß §§ 2 und 10 BauGB und 
der §§ 7 und 41 Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) als Satzung beschlossen. Die 
zugehörige Begründung einschließlich Umweltbericht in der 
Fassung vom 06.02.2015 werden ebenfalls beschlossen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 0250 V  
„Wohnbebauung Walhalla“, Ortsteil Schötmar sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Planausschnitt 
ersichtlich. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan Nr. 0250 V  
„Wohnbebauung Walhalla“, Ortsteil Schötmar in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 0250 V „Wohnbebauung Walhalla“, 
Ortsteil Schötmar  
wird mit der Begründung einschließlich Umweltbericht und 
der zusammenfassenden  
Erklärung gemäß § 10 Abs. 3 S. 2 BauGB im Fachdienst 
Stadtplanung und Umwelt im Rathaus der Stadt Bad 
Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 19, 6. Obergeschoss, 
Zimmer 6.2, während der allgemeinen Dienststunden auf 
Dauer zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den 
Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweise 

 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 
2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplanes und des Flächennutzungspla-
nes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtli-
che Mängel des Abwägungsvorganges,  

 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich ge-
genüber der Stadt Bad Salzuflen geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  
 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlöschen 
Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. Der 
Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Entschädi-
gung schriftlich bei der Stadt Bad Salzuflen beantragt. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den  28.04.2015 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 11.05.2015 
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179 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0901 

„Stubensiek“, Ortsteil Retzen  
 - Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
 - Beschluss der öffentlichen Auslegung 
 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 21.04.2015 
 
1. Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
Die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange werden zur Kenntnis 
genommen. Deren Berücksichtigung bzw. Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf gemäß der durchgeführten Abwä-
gung wird zugestimmt.  
 
2. Beschluss zur öffentlichen Auslegung 
„Dem Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
0901 "Stubensiek ", 
Ortsteil Retzen mit der zugehörigen Begründung in der 
Fassung vom 31.03.2015 wird zugestimmt.  
Der Entwurf zum Bebauungsplan ist gemäß § 3 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich auszulegen.“ 
 
Die öffentliche Auslegung für den o.g. Bebauungsplan wird 
in der Zeit vom  
 

20.05.2015 bis 22.06.2015 
 
während der 
Öffnungszeiten 
 

 

Montag bis 
Mittwoch 

08.00 - 16.00 Uhr 

Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoß (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung, sowie die bereits vor-
liegenden, nach Einschätzung der Stadt Bad Salzuflen we-
sentlichen, umweltbezogenen Stellungnahmen liegen zu 
jedermanns Einsicht für die Dauer des oben genannten 
Zeitraums öffentlich aus. 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0901 „Stuben-
siek“, Ortsteil Retzen wird im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprü-
fung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. 
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
 
I Fachgutachten 
1. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
mit Aussagen zu planungsrelevanten Arten (Vögel, Säuge-
tiere); 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere 
 
2. Hydraulischer Leistungsfähigkeitsnachweis 
mit Aussagen zur Leistungsfähigkeit des namenlosen Ge-
wässers nach der Offenlegung im Plangebiet; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch 
 
 
 
 

 
3. Ermittlung der maximalen Einleitunsmenge für die freien 
Baugrundstücke 
mit Aussagen zur bestehenden Versiegelung und der ma-
ximalen Einleitungsmenge der unbebauten Grundstücke; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch 
 
4. Baugrundgutachten 
mit Aussagen zur Sickerfähigkeit anstehender Böden im 
Bereich der neuen Verkehrsfläche; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch 
 
II Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange gemäß  
§ 4 Abs. 1 BauGB 
 
1. Stellungnahme der Bezirksregierung Detmold zur 
Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch 
 
2. Stellungnahme vom Kreis Lippe u. a. zum Artenschutz, 
zur Gewässerentwicklung, zur Niederschlagswasserbesei-
tigung sowie zum Grundwasserschutz; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere, Pflanzen, 
Boden, Wasser, Mensch 
 
3. Stellungnahme vom Geologischen Dienst NRW zum Bo-
den-, Grundwasser- und Heilquellenschutz; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch 
 
4. Stellungnahme vom Fachdienst 37 Feuerwehr zur 
Löschwasserversorgung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Wasser, Mensch 
 
5. Stellungnahme vom Fachdienst 66 Tiefbau u. a. zur Ge-
wässerentwicklung und zur Niederschlagswasserbeseiti-
gung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Pflanzen, Boden, 
Wasser, Mensch 
 
6. Stellungnahme vom Fachdienst 61.4 Umwelt u. a. zum 
Artenschutz, zur Gewässerentwicklung, zu Versiegelungen 
sowie zur Altlastensituation 
insbesondere betroffene Umweltbelange:  Boden, Wasser, 
Mensch 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter  www.stadt-bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.  
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Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem als Anlage beigefügten 
Übersichtsplan grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den   28.04.2015 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 11.05.2015 
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180 Bebauungsplan Nr. 0151 „Parkstraße,  
 mittlerer Teil“, Ortsteil Bad Salzuflen 
 - Aufstellungsbeschluss 
 
Beschluss des Planungs– und Stadtentwicklungsaus-
schusses vom 21.04.2015 
 
Aufstellungsbeschluss 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 0151 „Parkstra-
ße, mittlerer Teil", Ortsteil Bad Salzuflen wird gemäß § 2 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung durch-
geführt. 
Der Geltungbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 29.04.2015 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 11.05.2015 
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Stadt Blomberg 
 
181 Jahresabschluss des Eigenbetriebes Stadt-

forst Blomberg zum 30.09.2014 
 
Der Rat der Stadt Blomberg hat am 25.03.2015 den Jah-
resabschluss und den Lagebericht zum 30.09.2014 festge-
stellt und über die Behandlung des Ergebnisses wie folgt 
beschlossen: 
 
Der Jahresüberschuss beträgt 100.900,72 €. An die Stadt 
Blomberg wird eine Eigenkapitalverzinsung in Höhe von 
30.677,51 € abgeführt. Der verbleibende Jahresgewinn in 
Höhe von 70.223,21 € wird der allgemeinen Rücklage zu-
geführt.  
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
12.05.2015 bis zur Feststellung des folgenden Jahresab-
schlusses in der Kämmerei der Stadt Blomberg, Am Mar-
tiniturm 1, 32825 Blomberg während der Dienstzeiten zur 
Einsichtnahme aus. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Stadtforst Blomberg. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 30.09.2014 
hat sie sich des Wirtschaftsprüfers Henschke und Partner 
GbR, Bielefeld, bedient. 
 
Dieser hat mit Datum vom 09.01.2015 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
„Ich habe den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht des Ei-
genbetriebes Stadtforst Blomberg für das Geschäftsjahr 
vom 01.10.2013 – 30.09.2014 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen sowie ergänzen-
den landesrechtlichen Vorschriften und Bestimmungen der 
Satzung liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung 
des Eigenbetriebes. Meine Aufgabe ist es, auf der Grund-
lage der von mir durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB 
und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter der Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung 
werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 
internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die  

 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der Betriebsleitung des Eigenbetriebes sowie die Wür-
digung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes. Ich bin der Auffassung, dass meine 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für meine Be-
urteilung bildet. 
 
Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach meiner Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnnen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs.  
 
Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebs und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Henschke und Partner GbR ausgewertet 
und eine Analyse an Hand von Kennzahlen durchgeführt. 
Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich  übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 23.04.2015 
GPA NRW 
Im Auftrag 
Harald Debertshäuser 
 
Blomberg, den 28.04.2015 
Stadtforst Blomberg 
 
 
Stodieck 
Kaufm. Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 11.05.2015 
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Gemeinde Extertal 
 
182 Bebauungsplan Nr. 07/06 der Gemeinde Exter-

tal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Biogasanla-
ge Königsgrund“ / 43. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes im Parallelverfahren; 

 
Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit (Auslegung) 
gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 
 
Im Verfahren der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
07/06 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet 
„Biogasanlage Königsgrund“, haben  sich aus dem zeitlich 
parallel laufenden Immissionsschutzverfahren Sachverhal-
te ergeben, die in das Verfahren der Aufstellung des Be-
bauungsplanes „austrahlen“. 
 
Dieser muss im Hinblick auf Festsetzungen im Entwurf ge-
ändert werden. (siehe weiter unten).  
 
Über den Entwurf des geänderten Bebauungsplanes Nr. 
07/06 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet 
„Biogasanlage Königsgrund“ / 43. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes im Parallelverfahren, ist ein Verfahren der 
erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit (Auslegung) gemäß 
§ 4a Abs. 3 BauGB durchzuführen. 
 
Inhalt des Bebauungsplanes Nr. 07/06 der Gemeinde Ex-
tertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Biogasanlage Königs-
grund“ / 43. Änderung des Flächennutzungsplanes im Pa-
rallelverfahren, ist die Festsetzung bzw. Darstellung eines 
„Sonstigen Sondergebietes – Energetische Nutzung von 
Biomasse“.  
 
Am Standort befindet sich bereits eine Biogasanlage, die 
als „privilegierte Biogasanlage“ auf der Grundlage des § 35 
Abs. 1 Nr. 6 BauGB betrieben wird. Mit der Aufstellung des 
Bebauungsplanes / Änderung des Flächennutzungsplanes 
sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Erweiterung der vorhandenen Biogasanlage geschaffen 
werden, die durch den Privilegierungstatbestand des § 35 
Abs. 1 Nr. 6 BauGB nicht mehr abgedeckt werden. 
 
Die erneute Auslegung ist aufgrund von diesbezüglichen 
Änderungen des Entwurfes des Bebauungsplanes notwen-
dig, die nach Abschluss der Verfahren der förmlichen Be-
teiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) und der 
förmlichen Beteiligung der Behörden (§ 4 Abs. 2 BauGB) 
und vor dem Satzungsbeschluss und einem notwendigen 
Genehmigungsverfahren bei der Bezirksregierung Detmold 
von Amts wegen erkannt worden sind. 
Diese Änderungen beziehen sich auf eine für die auf den 
Festsetzungen des zukünftigen Bebauungsplanes fußen-
den baurechtlichen bzw. immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungs-verfahren zu konkretisierenden Ausgestaltung 
der Zulässigkeit bzw. Unzulässigkeit von baulichen Anla-
gen. 
 
Insbesondere die geplante Errichtung einer „Holzhack-
schnitzelanlage“ ist nach dem derzeitigen Planungsstand 
des Bebauungsplanes nicht rechtsicher umsetzbar. 
 
In der Fassung des Bebauungsplanes der förmlichen 
Beteiligung der Öffentlichkeit wird wie folgt festge-
setzt: 
 
 

 
„Sondergebiet SO mit der Zweckbestimmung „Energeti-
sche Nutzung von Biomasse“ (§ 11 BauNVO) – Im Son-
dergebiet SO sind Anlagen zur energetischen Nutzung von 
Biomasse zulässig.“ 
 
In der Fassung des Bebauungsplanes der erneuten Be-
teiligung der Öffentlichkeit wird wie folgt festgesetzt: 
 
„Sondergebiet SO mit der Zweckbestimmung „Energeti-
sche Nutzung von Biomasse“ (§ 11 BauNVO) – Im Son-
dergebiet SO sind Anlagen zur energetischen Nutzung von 
Biomasse zulässig. Im Sondergebiet sind die Errichtung 
und der Betrieb eines Heizkraftwerkes zur Erzeugung von 
Wärme und elektrischer Energie auf der Basis der Energie-
träger naturbelassener Holzhackschnitzel, einschließlich 
aller hierzu notwendigen baulichen Anlagen und betriebs-
bedingten Nebenanlagen zulässig. Als Energieträger sind 
Nebenprodukte aus der holzbe- und – verarbeitenden In-
dustrie sowie Althölzer unzulässig.“ 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
07/06 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet 
„Biogasanlage Königsgrund“ / 43. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes im Parallelverfahre  gehen aus der karto-
grafischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentli-
chen Bekanntmachung ist. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 07/06 der Gemein-
de Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Biogasanlage 
Königsgrund“ / 43. Änderung des Flächennutzungsplanes 
im Parallelverfahren, bestehend aus der Planfassung und 
der der Planfassung beizufügenden Begründung und dem 
Umweltbericht sowie weitere planungsrelevante Fachgut-
achten liegen in der Zeit vom  
 

20.05.2015 bis einschließlich 05.06.2015 
 
im Rathaus  der Gemeinde Extertal, Fachbereich „Pla-
nen und Bauen“, Mittelstraße 36, 32699 Extertal, 2. 
Obergeschoss, Raum 208, zu folgenden Zeiten zu je-
dermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch 
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und  
13:30 Uhr bis 16:00 Uhr 
 
Donnerstag 
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 
13:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
 
Freitag 
08:30 Uhr – 12:00 Uhr 
 
Während der o.g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zum Entwurf des / der Bebauungsplan Nr. 
07/06 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet 
„Biogasanlage Königsgrund“ / 43. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes im Parallelverfahren, schriftlich abgegeben 
oder zu Niederschrift vorgetragen werden. 
 
Wegen der Geringfügigkeit der Änderungen der textlichen 
Festsetzungen wird  das Verfahren der erneuten Ausle-
gung des Bebauungsplanes als Geschäft der laufenden 
Verwaltung vorgenommen. 
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Folgende der Gemeinde bereits vorliegende umweltbezo-
gene Stellungnahmen / Materialien werden gemäß § 3 Abs. 
2 Satz 1 BauGB mit ausgelegt: 
 
Umweltbericht als Bestandteil der Begründung zum 
Bebauungsplan 
 
Der Umweltbericht ist das zentrale Dokument, dem die Öf-
fentlichkeit und die Behörden sowie die sonstigen Träger 
öffentlicher Belange entnehmen können, wie die Gemeinde 
die Umweltprüfung durchgeführt hat. Daher muss er Dritten 
die Beurteilung ermöglichen, ob und in welchem Umfang 
sie von den Umweltauswirkungen der getroffenen Festset-
zungen eines Bebauungsplans betroffen sein können. 
 
Zur Ermittlung von voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen werden in der Umweltprüfung die in § 2 
UVPG genannte Schutzgüter untersucht: 
 
Schutzgut Mensch, Schutzgut Tiere und Pflanzen, Schutz-
gut Boden, Schutzgut Wasser, Schutzgut Klima, Schutzgut 
Luft,  Schutzgut Landschaft,  Schutzgut Kultur und sonstige 
Sachgüter, Wechselwirkungen 
 
Eingegangene Stellungnahmen der Behörden im Ver-
fahren gemäß § 4 Abs. 1   BauGB/ 
Eingegangene Stellungnahmen der Behörden im Ver-
fahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung Behörden gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB wurden von folgenden Behörden Stel-
lungnahmen im Hinblick auf den Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung  abgegeben: 
 

a) Stellungnahme des Kreises Lippe (Stellungnahme 
vom 30.06.2014 / 18.11.2014) 

 
b) Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Nord-

rhein-Westfalen (Stellungnahme vom 06.06. 2014 / 
29.10.2014) 

 
c) Stellungnahme der Bezirksregierung Detmold (Stel-

lungnahme vom 27.06.2014 / 21. 11. 2014 
 
 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
 
Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag dient dazu, die ar-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen abzuarbeiten, die sich 
aus dem im Dezember 2007 geänderten Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) ergeben, mit dem EU-rechtliche 
Vorschriften in nationales Recht umgesetzt werden. 
 
 Immissionsschutzgutachten – Geruchsgutachten 
 
Für die Genehmigung der geplanten Erweiterung der Bio-
gasanlage in Extertal-Laßbruch ist ein Nachweis erforder-
lich, dass der Betrieb der Biogasanlage die Anforderungen 
der Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) des Landes Nord-
rhein-Westfalen einhält. Hierzu wurde eine Geruchsimmis-
sionsprognose erstellt, in der die Anlagen verursachende 
Geruchszusatzbelastung ermittelt wurde.  
 
 
 
 
 
 
 

 
 Immissionsschutzgutachten – Schallgutachten 
 
Gegenstand des schalltechnischen Gutachtens ist insbe-
sondere  die geplante Erweiterung einer bestehenden Bio-
gasanlage in Extertal-Laßbruch um ein BHKW-Modul mit 
einer elektrischen Leistung von maximal 600 KW ei sowie 
einer Erhöhung der Inputmenge auf ca. 24.028 t/a Wirt-
schaftsdünger und nachwachsende Rohstoffe auf dem 
Grundstück Gemarkung Laßbruch, Flur 3, Flurstück 78 und 
die Errichtung einer Holzhackschnitzelanlage an der Straße 
Königsgrund. 
 
Für die Genehmigung der geplanten Anlage ist ein Nach-
weis erforderlich, dass bei Betrieb der Anlagen die schall-
technischen Anforderungen der TA Lärm eingehalten wer-
den. Hierzu wurde eine Schallimmissionsprognose erstellt.  
 
Gutachten: Ermittlung der Abstandswerte zu schüt-
zenswerten Gütern unter Berücksichtigung des KAS 18 
 
Die Firma Bioenergie Laßbruch GmbH & Co. KG plant an 
ihrem Standort in Extertal die Erweiterung der bestehenden 
Biogasanlage. 
 
Mit der Erweiterung wird die Mengenschwelle von 10.000 
KG Biogas in der Gesamtanlage nach Nr. 8 der Stoffliste 
des Anhangs I der Störfallverordnung (12. BImSchV) über-
schritten. Daher unterliegt die Biogasanlage den Anforde-
rungen der Störfallverordnung. 
 
Um die Abstandsanforderungen berücksichtigen zu kön-
nen, sollen im Rahmen des Gutachtens die toxischen Risi-
ken und die Gefährdungen einer Gaswolkenexplosion un-
tersucht werden, welche in Folge einer größeren Gasfrei-
setzung entstehen könnten. Dabei wird die Ausbreitung der 
freigesetzten Gaswolke und deren Auswirkungen unter der 
Zuhilfenahme anerkannter Berechnungsmethoden quantifi-
ziert. 
 
Landschaftsplan Nr. 5 des Kreises Lippe (Gemeinde 
Extertal) 
 
Die Landschaftsplanung definiert die sogenannten "Erfor-
dernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftsplanung" sowohl 
textlich/inhaltlich als auch kartographisch/räumlich.  
 
Hinweis: 
 

1. Es wird bestimmt, dass im Verfahren der erneuten 
Auslegung des Bebauungsplanes  und der erneuten 
Auslegung der Änderung des Flächennutzungspla-
nes im Parallelverfahren Stellungnahmen der Öf-
fentlichkeit nur zu den ergänzten oder geänderten 
Teilen  abgegeben werden können. 

 
2. Es wird bestimmt, dass im Verfahren der erneuten 

Auslegung des Bebauungsplanes und der erneuten 
Auslegung der Änderung des Flächennutzungspla-
nes im Parallelverfahren  eine angemessene ver-
kürzte Auslegungszeit vorgenommen wird. Diese 
wird auf die  ½ ansonsten vorzunehmende Ausle-
gungsfrist von einem Monat auf zwei Wochen fest-
gesetzt. 
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Hinweis: 
 
Stellungnahmen, die im Verfahren der erneuten Beteiligung 
der Öffentlichkeit gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB (Auslegung) 
nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können gemäß § 
4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über den Be-
bauungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemein-
de deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müs-
sen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebau-
ungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
 
Auf folgende Bestimmung des § 47 Abs. 2 und 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung wird ausdrücklich hingewiesen: 
 
„Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der 
einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat, ist unzulässig, 
soweit die den Antrag stellende Person Einwendungen gel-
tend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
(§ 3 Abs. 2 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf die-
se Rechtsfolge im Rahmen der Beteiligung hingewiesen 
worden ist.“ 
 
gez. 
 
 
Hans Hoppenberg 
 
Extertal, 29.04.2015 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 11.05.2015 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
183 Herstellung von betriebsfertigen Abwasserlei-

tungen 
 
Gem. § 5 Absatz 1 der Satzung über die Entwässerung der 
Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwas-
seranlage -Entwässerungssatzung- der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 20. Juni 1991 (Kreisblatt Lippe vom 
10.07.1991, Seite 441 - 448) in der Fassung der 6. Ände-
rungssatzung vom 08. Dezember 2006 (Kreisblatt Lippe 
vom 27.12.2006, Seiten 745-746) wird bekannt gemacht, 
dass nachstehende Straßen, Straßenabschnitte bzw. Orts-
lagen mit betriebsfertigen Abwasserleitungen versehen 
worden sind: 
 
Stadtteil Leopoldstal: 
 
In der nachfolgenden Straße wurde ein Regenwasserkanal 
zum Anschluss der erschließungsfähigen Grundstücke an 
das öffentliche Kanalisationssystem verlegt.  
 
Eichenweg: 
 
Im Abschnitt von der Leopoldstaler Straße (L954) bis zur 
Kreuzung der Straße „Silbergrund“. 
 
Die Eigentümer von bebauten Grundstücken an o.a. Stra-
ßen, Straßenabschnitten bzw. Ortslagen werden hiermit 
aufgefordert, gem. § 5 Absatz 5 der Entwässerungssatzung 
innerhalb von drei Monaten nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung ihre Grundstücke an die öffentliche Ab-
wasseranlage anzuschließen. Die Anschlussnehmer sind 
gem. § 6 Absatz 1 der Entwässerungssatzung verpflichtet, 
sämtliche auf den Grundstücken anfallende Abwässer - mit 
Ausnahme der in § 4 der Entwässerungssatzung aufge-
führten Abwässer - in die öffentliche Abwasseranlage nach 
den Bestimmungen der Entwässerungssatzung einzuleiten. 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass derjenige 
ordnungswidrig handelt, der sein Grundstück nicht oder 
nicht rechtzeitig an die öffentliche Abwasseranlage an-
schließt oder das anfallende Abwasser nicht oder nicht 
vollständig einleitet. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 
 
Die Anschlussnehmer haben des weiteren gem. § 9 Absatz 
7 der Entwässerungssatzung auf ihre Kosten binnen 8 Wo-
chen nach dem Anschluss alle bestehenden oberirdischen 
und unterirdischen Abwassereinrichtungen, insbesondere 
Gruben, Schlammfänge, Sickeranlagen, alte Kanäle, so-
weit sie nicht Bestandteil der neuen Anlage geworden sind, 
außer Betrieb zu setzen, zu entleeren und zu reinigen. 
Vorhandene Rückstände in den Klär- und Fäkaliengruben 
dürfen hierbei nicht in das öffentliche Abwassernetz einge-
leitet werden. Gruben können, wenn der bauliche Zustand 
noch gut ist, als Sammelbehälter für Niederschlagswasser 
weiter benutzt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Gem. § 8 der Entwässerungssatzung ist der Anschluss 
mindestens vier Wochen vor Beginn der Arbeiten bei der 
Stadt - Stadtwerke - schriftlich anzuzeigen. Ohne Mitteilung 
der Stadtwerke, ob der Anschluss wie angezeigt hergestellt 
werden kann, darf mit dem Bau von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen nicht begonnen werden und dürfen Abwäs-
ser nicht in die Abwasseranlage eingeleitet werden. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 23.04.2015 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
- Stadtwerke – 
 
 
W. Jüdith 
Die Betriebsleitung 

Kr.Bl.Lippe 11.05.2015 
 
 
 
184 Ersatzbestimmung eines Vertreters gemäß § 

45 Kommunalwahlgesetz für den Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg 

 
Frau Ursel Scheyna-Gordon, Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands (SPD), ist am 20.04.2015 verstorben. Hiermit 
stelle ich gemäß § 45 Abs. 1 Kommunalwahlgesetz fest, 
dass Herr Aga Celil Celik, Sekretärkamp 8, 32805 Horn-
Bad Meinberg, nach der Reserveliste der SPD in den Rat 
der Stadt Horn-Bad Meinberg nachfolgt. 
 
Gemäß § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes erfolgt 
hiermit die öffentliche Bekanntmachung. 
 
Gegen die Feststellung des Nachfolgers kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe bei mir Einspruch erho-
ben werden. Der Einspruch ist schriftlich einzureichen oder 
mündlich zur Niederschrift beim Bürgermeister der Stadt 
Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad Mein-
berg, zu erklären. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 29.04.2015 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 11.05.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



346 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 

Stadt Lage 
 
185 Aufstellung der 1. Änderung und Erweiterung 

des Bebauungsplans G 335 „Biogasanlage Ig-
genhausen“ und 82. Änderung des Flächen-
nutzungsplans im OT Pottenhausen der Stadt 
Lage 

 
hier: Durchführung der öffentlichen Auslegung gem. § 
3 Abs. 2 BauGB 
 
Räumlicher Geltungsbereich: s. Planausschnitte 
 
Der Bau- und Planungsausschuss des Rates der Stadt La-
ge hat in seiner Sitzung am 23.04.2015 die Durchführung 
der öffentlichen Auslegung der Entwürfe zur 82. Änderung 
des Flächennutzungsplans sowie des Entwurfs der 1. Än-
derung und Erweiterung des Bebauungsplans G 335 „Bio-
gasanlage Iggenhausen“ jeweils im OT Pottenhausen der 
Stadt Lage (Parallelverfahren) beschlossen. Die Beschlüs-
se vom 23.04.2015 haben folgenden Wortlaut: 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf Aufstellung 
der 82. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt La-
ge mit den zuvor bestimmten Planinhalten gem. § 3 Abs. 2 
BauGB öffentlich auszulegen.“ 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf zur 1. Ände-
rung und Erweiterung des Bebauungsplans G 335 „Bio-
gasanlage Iggenhausen“ mit den zuvor bestimmten Planin-
halten gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.“ 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird hiermit bekannt gemacht, 
dass die öffentliche Auslegung der Entwürfe zu den Bau-
leitplanverfahren mit Begründungen und den wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in 
der Zeit vom  
 

19.05. bis einschließlich 23.06.2015 
 
während der Dienststunden im Fachteam Planen der Stadt 
Lage, Rathaus III, 32791 Lage, Lange Straße 67, 2. Ober-
geschoss, Zimmer 204 stattfindet. Zusätzlich können die 
Entwürfe zu diesen Bauleitplanverfahren im Internet unter 
http://www2.lage.de/Bauen-und-Wirtschaft/Entwickeln-und-
Planen/Stadtplanung/Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen 
werden. 
 
Neben den Entwürfen sind folgende Arten umweltbezoge-
ner Informationen und wesentliche bereits vorliegende 
umweltbezogene Stellungnahmen bei der Stadt Lage ver-
fügbar: 
 

I. Begründung einschließlich Umweltbericht zur 1. Ände-
rung und Erweiterung des Bebauungsplans G 335 

 
In der Begründung nebst Umweltbericht werden u. a. 
die Bestandssituation und die Auswirkungen der Pla-
nung auf die Schutzgüter Mensch, Pflanzen, Tiere und 
biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Klima, Land-
schafts- und Ortsbild, Kultur- und Sachgüter und deren 
Wechselwirkungen und Wirkungsgefüge untereinander 
beschrieben und bewertet. Maßnahmen zur Vermei-
dung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger 
Auswirkungen werden aufgezeigt. Insbesondere wer-
den Aussagen zu den Themen Immissionsschutz mit 
den Themenbereichen Lärm und Geruch sowie zum  

 
Artenschutz getroffen. Grundlage dafür bilden die nach-
folgend näher beschriebenen Fachbeiträge, Gutachten 
und Stellungnahmen. 
 

II. Fachgutachten und fachgutachterliche Stellungnahmen 
zur 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans 
G 335 „Biogasanlage Iggenhausen“ 

 
1. Geräuschtechnische Stellungnahme zur Änderung 

einer bestehenden Biogasanlage in 32791 Lage 
(Ingenieurbüro M. Rahm, Gütersloh, 03/2014) sowie 
Geräuschtechnische Stellungnahme zur Änderung 
der Betriebsweise einer Biogasanlage (Ingenieurbü-
ro M. Rahm, Gütersloh, 03/2015) 

 
Thema: Berechnung der voraussichtlichen Geräu-
schimmissionen durch den geänderten Betrieb der 
„Biogasanlage Iggenhausen“ 

 
2. Gutachtliche Stellungnahme zu den Geruchsemis-

sionen und –immissionen im Bereich einer Biogas-
anlage am Standort Iggenhausen zur grundsätzli-
chen Einschätzung der Machbarkeit für das anste-
hende B-Planverfahren (Barth & Bitter GmbH, 
Wunstorf, 03/14) 

 
Thema: Abschätzung der Auswirkungen der geän-
derten Gärreststofflagerung auf die Geruchsemissi-
onen und –immissionen 

 
3. Baugrunduntersuchung Biogasanlage Iggenhausen, 

Anlage eines Erdbeckens / Lagune und einer Sepa-
rationshalle (geotechnische Planungs- und Bera-
tungsbüro Arke, Hessisch Oldendorf (04/2014) 

 
Thema: Bodenverhältnisse und Grundwasserstände 

 
4. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur 1. Änderung 

und Erweiterung des Bebauungsplans G 335 „Bio-
gasanlage Iggenhausen“ (ILB Planungsbüro, Rin-
teln, 02/15) 

 
Thema: Prüfung der Verbotstatbestände gemäß § 
44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie 
ggf. der Voraussetzungen für eine Ausnahme ge-
mäß § 45 Abs. 7 BNatSchG für die die planungsre-
levanten streng geschützten Arten und die europäi-
schen Vogelarten (§ 7 BNatschG) einschließlich 
Darlegung artenschutzrechtlicher Vermeidungs- / 
Minderungsmaßnahmen 

 
III. Stellungnahmen von Fachbehörden und sonstiger Trä-

ger öffentlicher Belange aus der frühzeitigen Behörden-
beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB 

 
1. Stellungnahme der Landwirtschaftskammer NRW 

vom 06.06.2014 
Thema: Lagerung von Gärsubstrat in Lagunen im 
Hinblick auf ihre Zulässigkeit und das Verhältnis von 
Flächenbedarf : Lagervolumen 

 
2. Stellungnahme des Kreises Lippe vom 17.06.2014 

Thema: Lagerung von Gärsubstrat in Lagunen im 
Hinblick auf ihre Zulässigkeit, Grundwasserschutz, 
Bodenschutz sowie Artenschutz 
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3. Stellungnahme des Lippischen Heimatbundes vom 

10.06.2014  
Thema: Schutz von Grund- und Oberflächenwasser, 
Minderung von Eingriffen in das Landschaftsbild, Ar-
tenschutz, Aussagen zu den Schutzgütern Kli-
ma / Luft, Fauna / Flora / biologische Vielfalt, Bo-
den, Wasser, Landschaft / landschaftsorientierte 
Erholung und Mensch 

 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. 
Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan 
mit einer schwarzen unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für 
die genaue Abgrenzung sind die in den ausliegenden 
Planunterlagen vorgenommenen Grenzeintragungen ver-
bindlich.  
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu 
den offen liegenden Entwürfen der 1. Änderung und Erwei-
terung des Bebauungsplans G 335 „Biogasanlage Iggen-
hausen“ sowie zur 82. Änderung des Flächennutzungs-
plans der Stadt Lage, OT Pottenhausen, schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift bei der vorgenannten Ausle-
gungsstelle abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgege-
bene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung 
über die Bauleitpläne unberücksichtigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 47 Abs. 2 a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn mit ihm nur Einwendun-
gen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im 
Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend ge-
macht wurden, aber hätten geltend gemacht werden kön-
nen. 
 
Lage, 23. April 2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 11.05.2015 
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Blomberger Versorgungsbetriebe 
 
186 Bekanntmachung 
 
Der von der EversheimStuible Treuberater GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf,  
geprüfte Jahresabschluss der Blomberger Versorgungsbe-
triebe GmbH für das Geschäftsjahr  
2013 wird wie folgt festgestellt: 
 
 Bilanzsumme                         28.700.859,97 € 

Jahresüberschuss   204.294,24 € 
 
Der Jahresüberschuss von  204.294,24 €  soll nach Ver-
rechnung mit dem bestehenden Gewinnvortrag  
(2.039.906,99 €)  auf neue Rechnung in Höhe von  
2.244.201,23 €  vorgetragen werden. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Verwal-
tungsgebäude, Nederlandstraße 15, 32825 Blomberg, zur 
Einsichtnahme aus. 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis ihrer Prüfung hat die 
EversheimStuible Treuberater GmbH  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit Datum vom 30. Januar 
2015 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk erteilt: 
 
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Blom-
berger Versorgungsbetriebe GmbH, Blomberg, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013 geprüft. 
Nach § 6b Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch die 
Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b 
Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 
EnWG getrennte Konten zu führen und Tätigkeitsabschlüs-
se aufzustellen sind. Die Buchführung und die Aufstellung 
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften sowie die Einhaltung der 
Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG liegen in der Verantwor-
tung der Geschäftsführung der Gesellschaft. Unsere Auf-
gabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
sowie über die Einhaltung der Pflichten zur Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beur-
teilt werden kann, ob die Pflichten zur Rechnungslegung 
nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belangen 
erfüllt sind. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 

 
Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-
trollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchfüh-
rung, Jahresabschluss und Lagebericht sowie für die Ein-
haltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 
3 EnWG überwiegend auf der Basis von Stichproben beur-
teilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der Geschäftsführung, die Würdigung der Gesamt-
darstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
sowie die Beurteilung, ob die Wertansätze und die Zuord-
nung der Konten nach § 6b 
Abs. 3 EnWG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind 
und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu keinen 
Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten 
nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen und 
Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen sind, hat zu keinen Ein-
wendungen geführt. 
 
Blomberg, 24. April 2015 
 
 
Die Geschäftsführung 
Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH 

Kr.Bl.Lippe 11.05.2015 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,51 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


